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Antrag 

der Abgeordneten Frau Eid und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Behinderung des EG-Sonderprogramms für die Opfer der Apartheid 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Absicht der südafrikanischen Regierung, den KAGISO 
TRUST, über den etwa die Hälfe der Gelder des EG-Fonds 
für die Opfer der Apartheid abgewickelt werden, zu einer „re- 
porting Organisation" nach dem neuen „Gesetz zur Offen- 
legung finanzieller Zuwendungen aus dem Ausland" („Foreign 
Funding Bill") zu erklären, stellt eine gravierende Behinderung 
der bundesdeutschen und europäischen Unterstützungsmaß- 
nahmen für die Überwindung der Apartheid in Südafrika dar. 

Die Fortführung des EG-Sonderprogramms wird durch eine 
solche Maßnahme in Frage gestellt. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft, gleichzeitig aber 
auch in eigener Verantwortung, bei der südafrikanischen 
Regierung gegen das „Gesetz zur Offenlegung finanzieller 
Zuwendungen aus dem Ausland" und seine Anwendung auf 
den KAGISO TRUST zu protestieren und Sanktionen für den 
Fall anzukündigen, daß Projekte der EG zugunsten von Apart- 
heidopfem behindert werden. 

Bonn, den 18. September 1989 

Frau Eid 

Dr, Lippelt (Hannover), Frau Oesterle-Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
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Begründung 

1986 entschloß sich die Europäische Gemeinschaft trotz wieder- 
holter Bitten südafrikanischer Kirchenvertreter lediglich zu 
äußerst minimalen wirtschaftlichen Sanktionen gegen das Apart- 
heidregime. Insbesondere die Bundesrepublik Deutschland und 
Großbritannien sperrten sich gegen weitergehende Maßnahmen 
auf wirtschaftlicher Ebene. 

Den von der EG eingerichteten Fonds für die Opfer der Apartheid, 
durch den Projekte finanziert werden, die einer friedlichen Über- 
windung der Apartheid dienen, unterstützt dagegen auch die 
Bundesregierung vorbehaltlos. Bundeskanzler Kohl hat bereits im 
Mai 1988 in einem Gespräch mit südafrikanischen Kirchenvertre- 
tem deutlich gemacht, daß es zu einer schwerwiegenden Bela- 
stung der Beziehungen zur südafrikanischen Regierung käme, 
falls diese Leistungen zur Unterstützung der schwarzen Bevölke- 
rungsmehrheit Südafrikas behindert würden. Diese Behinderung 
ist jetzt Wirklichkeit geworden. 

Vor seinem Gespräch mit Bundeskanzler Dr. Kohl am 22. Juni die- 
ses Jahres hatte der designierte Präsident Südafrikas, Frederik de 
Klerk, ein „neues, völlig verändertes Südafrika" angekündigt. Der 
Bundeskanzler hatte ihn daraufhin empfangen, jedoch gleichzei- 
tig seine Bedenken gegen das geplante „Gesetz zur Offenlegung 
finanzieller Zuwendungen aus dem Ausland" („Foreign Funding 
Bill") vorgetragen. Eine der ersten Amtshandlungen de Klerks 
bestand darin, genau dieses Gesetz in Kraft zu setzen. 

Als erste Organisation wurde am 24. August 1989 der KAGISO 
TRUST davon unterrichtet, daß er nach dem neuen Gesetz zu 
einer „reporting Organisation" erklärt werden soll. Über diesen 
Trust werden mit Hilfe südafrikanischer Partner ca. die Hälfte der 
Gelder aus dem genannten EG-Sonderprogramm verwaltet. Eine 
„reporting Organisation" gemäß „Foreign Funding Bill" muß nicht 
nur ihre Finanzierung gegenüber der südafrikanischen Regierung 
offenlegen, sondern auch Auskunft über die Verwendung der 
Mittel und die an Programmen beteiligten Personen geben, ln 
einem Land mit demokratischer Verfassung wäre dies ein norma- 
ler Vorgang, ln dem Apartheidstaat Südafrika jedoch, in dem mit 
den EG-Geldern den Opfern der Apartheid geholfen werden soll, 
werden letztere durch das „Gesetz zur Offenlegung finanzieller 
Zuwendungen aus dem Ausland" noch mehr gefährdet. Aus die- 
sem Grund wird nach Auffassung der von dieser Maßnahme be- 
troffenen Hilfsorganisationen die Auslandsunterstützung der ent- 
sprechenden Projekte unmöglich gemacht. 
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